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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1998 Ausgegeben am 3. Juni 1998 Teil III

87. Abkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der Republik
Slowenien über die Zusammenarbeit bei der Vorbeugung und gegenseitigen
Hilfeleistung bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen
(NR: GP XX RV 557 AB 983 S. 104. BR: AB 5616 S. 635.)

87.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, dessen Art. 9 Abs. 1 und 2 sowie Art. 3 Abs. 1
verfassungsändernd sind, wird genehmigt.

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER REGIERUNG DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER

REGIERUNG DER REPUBLIK SLOWENIEN ÜBER DIE ZUSAMMENARBEIT BEI
DER VORBEUGUNG UND GEGENSEITIGEN HILFELEISTUNG BEI

KATASTROPHEN ODER SCHWEREN UNGLÜCKSFÄLLEN
Die Regierung der Republik Österreich und die Regierung der Republik Slowenien,

überzeugt von der Notwendigkeit der Zusammenarbeit zwischen den beiden Staaten mit dem Ziel,
die Vorbeugung und gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen zu
erleichtern,

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1
Gegenstand

(1) Dieses Abkommen regelt die Rahmenbedingungen für die Vorbeugung und freiwillige
Hilfeleistungen bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen im anderen Vertragsstaat auf dessen
Ersuchen hin, insbesondere für Einsätze von Hilfsmannschaften und Material.

(2) Die herkömmliche Hilfeleistung im Grenzgebiet der Vertragsstaaten bleibt unberührt.

Artikel 2
Definitionen

Im Sinne des Abkommens bedeuten die Begriffe:

„Katastrophe“ oder „schwerer Unglücksfall“
ein Elementarereignis oder durch unvorhergesehene technische Vorgänge verursachtes Ereignis, bei
dem auf Grund seines außergewöhnlichen Umfangs bereits eine Gefährdung von Leben und
Eigentum eingetreten ist oder eine solche Gefährdung unmittelbar bevorsteht und zu dessen
Bewältigung die eigenen Kräfte des von dem Ereignis betroffenen Vertragsstaates nicht ausreichen,
so daß Hilfe von seiten des anderen Vertragsstaates erforderlich ist;

„Einsatzstaat“
denjenigen Vertragsstaat, dessen zuständige Behörden den anderen Vertragsstaat um Hilfeleistung
ersuchen;

„Entsendestaat“
denjenigen Vertragsstaat, dessen zuständige Behörden einem Ersuchen des anderen Vertragsstaates
um Hilfeleistung stattgeben;
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„Hilfsmannschaften“ oder „Helfer“

Person(en), die der Entsendestaat zur Hilfeleistung bestimmt;

„Ausrüstungsgegenstände“

das Material, insbesondere technische Geräte, die Fahrzeuge und die Rettungshunde für den Einsatz
sowie die Güter für den Eigenbedarf und die persönliche Ausstattung der Hilfsmannschaften oder der
einzelnen Helfer;

„Hilfsgüter“

Güter, die zur unentgeltlichen Abgabe an die betroffene Bevölkerung im Einsatzgebiet bestimmt
sind.

Artikel 3

Zuständigkeiten

(1) Die für die Stellung oder die Entgegennahme von Hilfeersuchen zuständigen Behörden sind:
– auf der Seite der Republik Österreich:

der Bundesminister für Inneres;
die Landesregierung jedes an die Republik Slowenien angrenzenden Bundeslandes;

– auf der Seite der Republik Slowenien:
der Verteidigungsminister;
der Befehlshaber für Zivilschutz der Republik Slowenien.

(2) Die in Absatz 1 genannten Behörden der beiden Vertragsstaaten sind ermächtigt, bei der
Durchführung des Abkommens unmittelbar miteinander in Verbindung zu treten.

(3) Die beiden Vertragsstaaten geben einander die Adressen und Fernmeldeverbindungen der im
Absatz 1 genannten Behörden bekannt.

Artikel 4

Absprachen über Hilfeleistungen

Im Zuge des Hilfeersuchens werden Art und Umfang der Hilfeleistung zwischen den in Artikel 3
Absatz 1 genannten Behörden abgesprochen, ohne auf Einzelheiten der Durchführung eingehen zu
müssen.

Artikel 5

Art der Hilfeleistung

Die Hilfe wird durch die Entsendung von Hilfsmannschaften oder einzelnen Helfern, durch die
Sendung von Hilfsgütern oder auf andere geeignete Weise erfolgen.

Artikel 6

Grenzübertritt und Aufenthalt

(1) Die Angehörigen einer Hilfsmannschaft oder einzelne Helfer sind für die Dauer der Hilfeleistung
vom Paßzwang und dem Erfordernis einer Aufenthaltsbewilligung oder eines Sichtvermerkes befreit. Sie
haben lediglich einen ihre Identität bezeugenden Ausweis mitzuführen.

(2) Bei besonderer Dringlichkeit kann die Grenze auch außerhalb der zugelassenen Grenzübergangs-
stellen ohne Beachtung der sonst hiefür geltenden Vorschriften überschritten werden. In diesem Fall ist
ein für die Grenzüberwachung zuständiges Organ unverzüglich davon zu unterrichten.

(3) Sofern dies zur üblichen Ausrüstung zählt, sind die Hilfsmannschaften oder einzelne Helfer dazu
berechtigt, auf dem Gebiet des Einsatzstaates Uniform zu tragen. Schußwaffen und Munition dürfen auf
das Gebiet des Einsatzstaates nicht mitgeführt werden.

(4) Die Erleichterungen beim Grenzübertritt nach den Absätzen 1 und 2 gelten grundsätzlich auch für
Personen, die bei einer Katastrophe oder einem schweren Unglücksfall evakuiert werden müssen.

Artikel 7

Grenzübergang des Materials

(1) Die Vertragsstaaten erleichtern die Ein- und Ausfuhr der Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter.
Der Leiter einer Hilfsmannschaft hat den Grenzkontrollorganen des Einsatzstaates beim Grenzübertritt
lediglich ein Verzeichnis der mitgeführten Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter zu übergeben. Erfolgt
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bei besonderer Dringlichkeit der Grenzübertritt außerhalb zugelassener Grenzübergangsstellen, ist dieses
bei erster Gelegenheit einer zuständigen Zollstelle zu überreichen.

(2) Die Hilfsmannschaften oder die einzelnen Helfer dürfen außer Ausrüstungsgegenständen und
Hilfsgütern keine Waren mitführen.

(3) Auf Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter finden die Verbote und Beschränkungen für den
grenzüberschreitenden Warenverkehr keine Anwendung. Soweit Ausrüstungsgegenstände nicht
verbraucht werden, sind sie wieder auszuführen. Werden Ausrüstungsgegenstände als Hilfsgüter
zurückgelassen, so sind Art und Menge sowie der Verbleib der verantwortlichen Behörde des
Einsatzstaates anzuzeigen, welche die zuständige Zollstelle hievon benachrichtigt. In diesem Fall gilt das
Recht des Einsatzstaates.

(4) Absatz 3 findet auch Anwendung auf die Einfuhr von Suchtgiften und psychotropen Substanzen
in den Einsatzstaat und die Wiederausfuhr der nicht verbrauchten Mengen in den Entsendestaat. Dieser
Warenverkehr gilt nicht als Ein- und Ausfuhr im Sinne der internationalen Übereinkommen betreffend
Suchtgifte und psychotrope Substanzen. Suchtgifte und psychotrope Substanzen dürfen nur nach
Maßgabe des dringlichen medizinischen Bedarfs mitgeführt und nur durch qualifiziertes medizinisches
Personal nach den gesetzlichen Bestimmungen des Vertragsstaates eingesetzt werden, dem die
Hilfsmannschaft angehört. Die verbrauchten Suchtgifte und psychotropen Substanzen werden dem
Entsendestaat zugerechnet.

(5) Die Vertragsstaaten werden bei Gegenseitigkeit die bei Hilfeleistungen notwendigen
Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter im Einsatzstaat

– ohne förmliches Verfahren und ohne Leistung einer Sicherstellung zur abgabenfreien
vorübergehenden Verwendung zulassen und

– diese frei von allen Eingangsabgaben lassen, soweit sie verbraucht sind.

Artikel 8

Einsätze mit Luftfahrzeugen

(1) Luftfahrzeuge können nicht nur für die schnelle Heranführung der Hilfsmannschaften oder
einzelner Helfer, sondern auch unmittelbar für andere Arten von Hilfeleistungen benutzt werden.

(2) Jeder Vertragsstaat gestattet, daß Luftfahrzeuge, die vom Hoheitsgebiet des anderen
Vertragsstaates aus gemäß Absatz 1 eingesetzt werden, sein Hoheitsgebiet überfliegen und auch außerhalb
von Flugplätzen mit Paß- und Zollkontrolle sowie auf genehmigten Flugfeldern landen und von diesen
abfliegen.

(3) Die Verwendung von Luftfahrzeugen bei einem Hilfseinsatz ist der ersuchenden Behörde
unverzüglich mit möglichst genauen Angaben über Art und Kennzeichen des Luftfahrzeuges, Besatzung,
Beladung, Abflugzeit, voraussichtliche Route und Landeort mitzuteilen.

(4) Sinngemäß werden angewandt:
a) Artikel 6 auf die Besatzungen, die mitfliegenden Hilfsmannschaften oder einzelnen Helfer;
b) Artikel 7 auf die Luftfahrzeuge und sonstigen mitgeführten Ausrüstungsgegenstände und

Hilfsgüter.

(5) Soweit sich aus Absatz 2 nichts anderes ergibt, sind die luftfahrtrechtlichen Verkehrsvorschriften
jedes Vertragsstaates anzuwenden, insbesondere die Pflicht, den zuständigen Kontrollstellen Angaben
über die Flüge zu übermitteln. Der jeweilige Flugplan hat einen Hinweis auf dieses Abkommen zu
enthalten.

(6) Die Verwendung von Militärluftfahrzeugen ist nur mit Zustimmung des Einsatzstaates zulässig.

Artikel 9

Koordination und Gesamtleitung

(1) Die Koordination und Gesamtleitung der Rettungs- und Hilfsmaßnahmen obliegt in jedem Fall
den Behörden des Einsatzstaates.

(2) Aufträge an die Hilfsmannschaften des Entsendestaates werden ausschließlich an deren Leiter
gerichtet, welche Einzelheiten der Durchführung gegenüber den ihnen unterstellten Kräften anordnen.

(3) Die Behörden des Einsatzstaates leisten den Hilfsmannschaften oder einzelnen Helfern des
Entsendestaates Schutz und Hilfe.
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Artikel 10
Einsatzkosten

(1) Der Entsendestaat hat gegenüber dem Einsatzstaat keinen Anspruch auf Ersatz der Kosten der
Hilfeleistung. Dies gilt auch für Kosten, die durch Verbrauch, Beschädigung oder Verlust des Materials
entstehen.

(2) Im Fall der gänzlichen oder teilweisen Wiedereinbringung der Kosten der durchgeführten
Hilfsmaßnahmen gilt Absatz 1 nicht. Der Entsendestaat wird vorrangig entschädigt.

(3) Kosten der Hilfeleistungen durch natürliche und juristische Personen, die der Entsendestaat auf
Ersuchen hin lediglich vermittelt, trägt der Einsatzstaat.

(4) Die Hilfsmannschaften oder die einzelnen Helfer des Entsendestaates werden während der Dauer
des Einsatzes im Einsatzstaat auf dessen Kosten verpflegt und untergebracht sowie mit Gütern für den
Eigenbedarf versorgt, wenn die mitgeführten Bestände aufgebraucht sind. Sie erhalten im Bedarfsfall
logistische einschließlich medizinischer Hilfe.

Artikel 11
Schadenersatz und Entschädigung

(1) Jeder Vertragsstaat verzichtet auf alle ihm gegen den anderen Vertragsstaat oder dessen Helfer
zustehenden Ansprüche auf den Ersatz von

a) Vermögensschäden, die von einem Helfer des anderen Vertragsstaates im Zusammenhang mit
der Erfüllung seines Auftrages verursacht worden sind;

b) Schäden, die auf einer Körperverletzung, einer Gesundheitsschädigung oder dem Tod eines
Helfers im Zusammenhang mit der Erfüllung seines Auftrages beruhen.

(2) Wird durch einen Helfer des Entsendestaates im Zusammenhang mit der Erfüllung seines
Auftrages im Gebiet des Einsatzstaates Dritten ein Schaden zugefügt, so haftet der Einsatzstaat für den
Schaden nach Maßgabe der Vorschriften, die im Fall eines durch eigene Helfer verursachten Schadens
Anwendung fänden. Ein Regreß des Einsatzstaates, der den Schaden ersetzt hat, gegen den Entsendestaat
oder dessen Helfer besteht nicht.

(3) Die Behörden der Vertragsstaaten arbeiten eng zusammen, um die Erledigung von
Schadenersatz- und Entschädigungsansprüchen zu erleichtern. Insbesondere tauschen sie alle ihnen
zugänglichen Informationen über Schadensfälle im Sinne des Artikels aus.

Artikel 12
Unterstützung und Wiederaufnahme von Helfern und Evakuierten

(1) Personen, die bei einer Katastrophe oder einem schweren Unglücksfall als Helfer oder Evakuierte
von einem Vertragsstaat in den anderen gelangt sind, erhalten dort bis zum Zeitpunkt der frühesten
Rückkehrmöglichkeit die notwendige Versorgung und Hilfe. Der Abgangsstaat erstattet die Kosten der
Unterstützung und der Rückführung dieser Personen, sofern sie nicht Angehörige des anderen
Vertragsstaates sind.

(2) Jeder Vertragsstaat nimmt Personen, die als Helfer oder Evakuierte von seinem Hoheitsgebiet auf
dasjenige des anderen Vertragsstaates gelangt sind, wieder auf. Soweit es sich um Personen handelt, die
nicht Angehörige des wiederaufnehmenden Vertragsstaates sind, bleiben sie dem gleichen
ausländerrechtlichen Status wie vor dem Grenzübertritt unterstellt.

Artikel 13
Weitere Formen der Zusammenarbeit

(1) Die in Artikel 3 genannten Behörden arbeiten nach Maßgabe des jeweiligen innerstaatlichen
Rechts zusammen, insbesondere

a) zur Durchführung von Hilfeleistungen;
b) zur Vorbeugung und Bekämpfung von Katastrophen oder schweren Unglücksfällen, indem sie

alle zweckdienlichen Informationen wissenschaftlich-technischer Art austauschen und
Tagungen, Forschungsprogramme, Fachkurse und Übungen von Hilfseinsätzen auf dem
Gebiet beider Vertragsstaaten vorsehen;

c) zum Austausch von Informationen über Gefahren und Schäden, die sich auch auf das Gebiet
des anderen Vertragsstaates auswirken können; die gegenseitige Unterrichtung umfaßt auch
die vorsorgliche Übermittlung von Meßdaten.

(2) Für gemeinsame Übungen, bei denen Hilfsmannschaften oder einzelne Helfer des einen
Vertragsstaates auf dem Gebiet des anderen zum Einsatz kommen, gelten die Bestimmungen dieses
Abkommens sinngemäß.
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Artikel 14

Fernmeldeverbindungen

Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten treffen gemeinsam die erforderlichen Vorkehrungen,
damit Fernmelde- und insbesondere Funkverbindungen zwischen den in Artikel 3 genannten Behörden,
zwischen diesen Behörden und den von ihnen entsandten Hilfsmannschaften, zwischen den
Hilfsmannschaften untereinander und zwischen den entsandten Hilfsmannschaften und der jeweiligen
Einsatzleitung ermöglicht werden.

Artikel 15

Beilegung von Meinungsverschiedenheiten

Meinungsverschiedenheiten über die Anwendung dieses Abkommens, die nicht unmittelbar durch
die in Artikel 3 genannten Behörden beigelegt werden können, werden auf diplomatischem Wege
bereinigt.

Artikel 16

Kündigung

Dieses Abkommen kann jederzeit schriftlich auf diplomatischem Wege gekündigt werden; es tritt
sechs Monate nach dem Zugang der Kündigung außer Kraft.

Artikel 17

Andere vertragliche Regelungen

Bestehende vertragliche Regelungen zwischen den Vertragsstaaten bleiben unberührt.

Artikel 18

Inkrafttreten

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem
die Vertragsstaaten einander schriftlich auf diplomatischem Wege mitgeteilt haben, daß die jeweiligen
innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind.

GESCHEHEN zu Laibach am 28. Juni 1996 in zwei Urschriften in deutscher und slowenischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authentisch sind.

Für die Regierung der Republik Österreich:

Dr. Werner Fasslabend

Für die Regierung der Republik Slowenien:

Jelko Kacin

III    76
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SPORAZUM

MED VLADO REPUBLIKE AVSTRIJE IN VLADO REPUBLIKE SLOVENIJE O
SODELOVANJU PRI PREVENTIVI IN MEDSEBOJNI POMO �I PRI

KATASTROFAH ALI TE  -+*�0'54'�#*

8NCFC�4GRWDNKMG�#XUVTKLG�KP�8NCFC�4GRWDNKMG�5NQXGPKLG

UVC�UG�X�RTGRTK«CPLW�Q�PWLPQUVK�UQFGNQXCPLC�OGF�FTÐCXCOC�U�EKNLGO�QNCL{CVK�RTGXGPVKXQ�KP�OGFUGDQLPQ
RQOQ«�RTK�MCVCUVTQHCJ�CNK�VGÐMKJ�PGUTG«CJ�URQTC\WOGNK�Q�

���¯NGP

2TGFOGV

���� 6C� URQTC\WO� QRTGFGNLWLG� QMXKTPG� RQIQLG� \C� RTGXGPVKXQ� KP� FCLCPLG� RTQUVQXQNLPG� RQOQ«K� RTK
MCVCUVTQHCJ�CNK� VGÐMKJ�PGUTG«CJ�PC�Q\GONLW�FTWIG�FTÐave pogodbenice na njeno prošnjo, zlasti delovanje
reševalnih ekip in uporabo opreme.

����1DK«ajna pomo« v obmejnem obmo«ju drýav pogodbenic ostaja nespremenjena.

���¯NGP

&GHKPKEKLG

8�VGO�URQTC\WOW�RQOGPKLQ�K\TC\K�

ÚMCVCUVTQHCg�CNK�ÚVGÐMC�PGUTG«Cg

GNGOGPVCTPG� CNK� FTWIG� FQIQFMG�� MK� LKJ� URTQÐKLQ� PGRTGFXKFGPK� VGJPK«PK� RTQEGUK� KP� MK� \CTCFK� UXQLGIC
K\LGOPGIC�QDUGIC� ÐG�QITQÐCLQ� ÐKXNLGPLG� KP� RTGOQÐGPLG� NLWFK� CNK� RC� RQOGPKLQ�PGRQUTGFPQ�PGXCTPQUV
VCM{PGIC� QITQÐCPLC� KP� LKJ� RTK\CFGVC� FTÐCXC� RQIQFDGPKEC� \� NCUVPKOK� TC\RQNQÐNLKXKOK� UKNCOK� PG�OQTG
QDXNCFCVK��VCMQ�FC�RQVTGDWLG�RQOQ«�FTWIG�FTÐCXG�RQIQFDGPKEG�

ÚFTÐCXC�RTGLGOPKECg

VKUVQ�FTÐCXQ�RQIQFDGPKEQ��MCVGTG�RTKUVQLPK�QTICPK�\CRTQUKLQ�FTWIQ�FTÐCXQ�RQIQFDGPKEQ�\C�RQOQ«�

ÚFTÐCXC�RQ{KNLCVGNLKECg

VKUVQ� FTÐCXQ� RQIQFDGPKEQ�� MCVGTG� RTKUVQLPK� QTICPK� WIQFKLQ� RTQ{PLK� FTWIG� FTÐCXG� RQIQFDGPKEG� \C
RQOQ«�

ÚTG{GXCNPG�GMKRGg�CNK�ÚTG{GXCNEKg

QUGDQ�G���MK�LQ��LKJ��FTÐCXC�RQ{KNLCVGNLKEC�FQNQ«K�\C�FCLCPLG�RQOQ«K�

ÚTG{GXCNPC�QRTGOCg

QRTGOQ��\NCUVK�VGJPK«PG�PCRTCXG��XQ\KNC�KP�TG{GXCNPG�RUG�\C�WMTGRCPLG��VGT�OCVGTKCN�\C�NCUVPG�RQVTGDG
KP�QUGDPQ�QRTGOQ�TG{GXCNPKJ�GMKR�CNK�RQUCOG\PKJ�TG{GXCNEGX�

Ú«NQXGMQNLWDPC�RQOQ«g

DNCIQ�� PCOGPLGPQ� DTG\RNC«PGOW� TC\FGNLGXCPLW� RTQ\CFGVGOW� RTGDKXCNUVXW� PC� QDOQ«LW� TG{GXCNPG
CMEKLG�

���¯NGP

2TKUVQLPQUVK

����1TICPK��MK�UQ�RTKUVQLPK�\C�XNCICPLG�KP�URTGLGOCPLG�RTQ{GPL�\C�RQOQ«��UQ�
j X�4GRWDNKMK�#XUVTKLK�

\XG\PK�OKPKUVGT�\C�PQVTCPLG�\CFGXG�
FGÐGNPG�XNCFG�\XG\PKJ�FGÐGN��MK�OGLKLQ�PC�4GRWDNKMQ�5NQXGPKLQ�

j X�4GRWDNKMK�5NQXGPKLK�
OKPKUVGT�\C�QDTCODQ�
RQXGNLPKM�%KXKNPG�\C{«KVG�4GRWDNKMG�5NQXGPKLG�

����1TICPK�FTÐCX�RQIQFDGPKE��PCXGFGPK�X�RTXGO�QFUVCXMW��UQ�RQQDNC{«GPK��FC�RTK�WTGUPK«GXCPLW�VGIC
URQTC\WOC�X\RQUVCXKLQ�PGRQUTGFPG�UVKMG�

���� &TÐCXK� RQIQFDGPKEK� K\OGPLCVC� PCUNQXG� KP� {VGXKNMG� VGNGMQOWPKMCEKLUMKJ� RTKMNLW«MQX� QTICPQX�
PCXGFGPKJ�X�RTXGO�QFUVCXMW�
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���¯NGP

&QIQXQTK�Q�RQOQ¯K
1TICPK�FTÐCX�RQIQFDGPKE��PCXGFGPK�X�RTXGO�QFUVCXMW����«NGPC��UG�QD�RTQ{PLK�\C�RQOQ«�FQIQXQTKLQ�Q

PLGPGO�QDUGIW�KP�XTUVK��PK�RC�UG�LKO�VTGDC�WMXCTLCVK�U�RQFTQDPQUVOK�RTK�K\XCLCPLW�

���¯NGP

8TUVC�RQOQ¯K
2QOQ«�DQ�RQVGMCNC�U�RQ{KNLCPLGO�TG{GXCNPKJ�GMKR�CNK�RQUCOG\PKJ�TG{GXCNEGX��«NQXGMQNLWDPG�RQOQ«K

CNK�PC�FTWI�WUVTG\GP�PC«KP�
���¯NGP

2TGJQF�OGLG�KP�\CFTÛGXCPLG�PC�Q\GONLW
�����NCPK�TG{GXCNPG�GMKRG�CNK�RQUCOG\PK�TG{GXCNEK�OGF�FCLCPLGO�RQOQ«K�PG�RQVTGDWLGLQ�RQVPKJ�NKUVQX�

FQXQNLGPL�\C�DKXCPLG�CNK�XK\WOQX��2TK�UGDK�OQTCLQ�KOGVK�NG�K\MC\PKEQ��MK�FQMC\WLG�PLKJQXQ�KFGPVKVGVQ�
����8�RQUGDPQ�PWLPKJ�RTKOGTKJ�LG�OQIQ«G�RTGUVQRKVK�OGLQ�VWFK�\WPCL�WTCFPKJ�OGLPKJ�RTGJQFQX�KP�DTG\

WRQ{VGXCPLC�XGNLCXPKJ�RTGFRKUQX��8�VGO�RTKOGTW�LG�VTGDC�Q�VGO�PGOWFQOC�QDXGUVKVK�QTICP��MK�LG�RTKUVQLGP
\C�PCF\KTCPLG�OGLG�

���� �G� LG� WPKHQTOC� UGUVCXPK� FGN� QDK«CLPG� QRTGOG�� LQ� NCJMQ� PQUKLQ� TG{GXCNPG� GMKRG� CNK� RQUCOG\PK
TG{GXCNEK�VWFK�OGF�KPVGTXGPEKLQ�PC�Q\GONLW�FTÐCXG�RTGLGOPKEG��2TGPQU�UVTGNPGIC�QTQÐLC�KP�UVTGNKXC�X�FTÐCXQ
RTGLGOPKEQ�LG�RTGRQXGFCP�

����1NCL{CXG�RTK�RTGJQFW�OGLG�RQ�RTXGO�KP�FTWIGO�QFUVCXMW�XGNLCLQ�PC«GNQOC�VWFK�\C�QUGDG��MK�LKJ�LG
QD�MCVCUVTQHK�CNK�VGÐMK�PGUTG«K�VTGDC�GXCMWKTCVK�

���¯NGP

2TGXQ\�OCVGTKCNC�¯G\�FTÛCXPQ�OGLQ
���� &TÐCXK� RQIQFDGPKEK� RQGPQUVCXKVC� WXQ\� KP� K\XQ\� TG{GXCNPG� QRTGOG� KP� «NQXGMQNLWDPG� RQOQ«K�

8QFLC� TG{GXCNPG� GMKRG� OQTC� OGLPKO� PCF\QTPKO� QTICPQO� EKNLPG� FTÐCXG� RTGLGOPKEG� QD� RTGUVQRW� OGLG
RTGFNQÐKVK� NG� UG\PCO� VQXQTLGPG� TG{GXCNPG� QRTGOG� KP� «NQXGMQNLWDPG� RQOQ«K�� �G� UG� X� RQUGDPQ� PWLPKJ
RTKOGTKJ� RTGUVQRK� OGLC� \WPCL� WTCFPKJ� OGLPKJ� RTGJQFQX�� LG� VTGDC� UG\PCO� QD� RTXK� RTKNQÐPQUVK� K\TQ«KVK
RTKUVQLPK�ECTKPUMK�UNWÐDK�

����4G{GXCNPG�GMKRG�CNK�RQUCOG\PK�TG{GXCNEK�PG�UOGLQ�RTGPC{CVK�FTWIGIC�DNCIC�MQV�TG{GXCNPQ�QRTGOQ
KP�«NQXGMQNLWDPQ�RQOQ«�

����2TGRQXGFK�KP�QOGLKVXG�\C�OGFPCTQFPK�DNCIQXPK�RTQOGV�PG�XGNLCLQ�\C�RTGXCÐCPLG�TG{GXCNPG�QRTGOG
KP�«NQXGMQNLWDPG�RQOQ«K���G�UG�TG{GXCNPC�QRTGOC�PG�RQTCDK��LQ�LG�VTGDC�RQPQXPQ�K\XQ\KVK���G�UG�TG{GXCNPC
QRTGOC�RW{«C�MQV�«NQXGMQNLWDPC�RQOQ«�� LG� VTGDC�XTUVQ��MQNK«KPQ� KP� NQMCEKLQ�RTKLCXKVK�RTKUVQLPGOW�QTICPW
FTÐCXG� RTGLGOPKEG�� MK� Q� VGO� QDXGUVK� RTKUVQLPQ� ECTKPUMQ� UNWÐDQ�� 8� VGO� RTKOGTW� XGNLC� RTCXQ� FTÐCXG
RTGLGOPKEG�

���� &QNQ«KNC� VTGVLGIC� QFUVCXMC� XGNLCLQ� VWFK� \C� WXQ\� PCTMQVKMQX� KP� RUKJQVTQRPKJ� UPQXK� X� FTÐCXQ
RTGLGOPKEQ� KP� K\XQ\� PGRQTCDNLGPKJ� MQNK«KP� X� FTÐCXQ� RQ{KNLCVGNLKEQ�� 6C� XTUVC� DNCIQXPGIC� RTQOGVC� UG� PG
QDTCX~PCXC�MQV�WXQ\�KP�K\QX\�RQ�FQNQ«KNKJ�OGFPCTQFPGIC�URQTC\WOC�Q�PCTMQVKMKJ�KP�RUKJQVTQRPKJ�UPQXGJ�
0CTMQVKMK� KP�RUKJQVTQRPG�UPQXK�UG� NCJMQ�RTGPC{CLQ� NG�\CTCFK�PWLPG�OGFKEKPUMG�RQOQ«K��MK� LQ� NCJMQ�FC� NG
WURQUQDNLGPQ� OGFKEKPUMQ� QUGDLG� X� UMNCFW� \� \CMQPUMKOK� FQNQ«KNK� FTÐCXG� RQIQFDGPKEG�� K\� MCVGTG� RTKJCLC
TG{GXCNPC�GMKRC��2QTCDNLGPG�PCTMQVKMG�KP�RUKJQVTQRPG�UPQXK�K\MC\WLG�FTÐCXC�RQ{KNKLCVGNLKEC�

����&TÐCXK�RQIQFDGPKEK
j DQUVC�X\CLGOPQ�FQXQNKNK�WRQTCDQ�RQVTGDPG�TG{GXCNPG�QRTGOG�\C�FCLCPLG�RQOQ«K�KP�«NQXGMQNLWDPG
RQOQ«K� X� FTÐCXK� RTGLGOPKEK� DTG\� HQTOCNPGIC� RQUVQRMC� KP� RNC«KNC� XCT{«KPG� VGT� DTG\� FCLCVGX� QD
RTGJQFPK�WRQTCDK�KP

j \C�RQTCDNLGPK�OCVGTKCN�PG�DQUVC�\CJVGXCNK�XUVQRPKJ�FCLCVGX�

���¯NGP

7RQTCDC�\TC¯PKJ�RNQXKN
���� <TC«PC� RNQXKNC� UG� NCJMQ� WRQTCDNLCLQ� PG� NG� \C� JKVTG� RTGXQ\G� TG{GXCNPKJ� GMKR� CNK� RQUCOG\PKJ

TG{GXCNEGX��VGOXG«�PGRQUTGFPQ�VWFK�\C�FTWIG�XTUVG�RQOQ«K�
���� &TÐCXK� RQIQFDGPKEK� FQXQNLWLGVC� \TC«PKO� RNQXKNQO�� MK� X� UMNCFW� U� RTXKO� QFUVCXMQO� RQNGVKLQ� \

Q\GONLC�FTWIG�FTÐCXG�RQIQFDGPKEG�� RTGNGV� NCUVPGIC�Q\GONLC� VGT� RTKUVCPGM� KP� X\NGV� VWFK� PC� NGVCNK{«KJ�DTG\
MQPVTQNG�RQVPKJ�NKUVQX�KP�ECTKPG�VGT�FTWIQF��MLGT�LG�NGVCNUMK�RTQOGV�FQXQNLGP�
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����1�WRQTCDK�\TC«PKJ�RNQXKN�RTK�FCLCPLW�RQOQ«K�LG�VTGDC�PGOWFQOC�QDXGUVKVK�QTICP��MK�LG�\CRTQUKN�\C
RQOQ«�� KP�OW� URQTQ«KVK� «KO� PCVCP«PGL{G� RQFCVMG� Q� XTUVK� KP� Q\PCMCJ� \TC«PGIC� RNQXKNC�� PLGIQXK� RQUCFMK�
VQXQTW��«CUW�VGT�RTGFXKFGPK�UOGTK�RQNGVC�KP�MTCLW�RTKUVCPMC�

����5OKUGNPQ�UG�WRQTCDKLQ�
C� FQNQ«DG����«NGPC�\C�RQUCFMG�KP�RTGRGNLCPG�TG{GXCNPG�GMKRG�CNK�RQUCOG\PG�TG{GXCNEG�
D� FQNQ«DG� ���«NGPC� \C� \TC«PC� RNQXKNC� KP� FTWIQ� RTGRGNLCPQ� TG{GXCNPQ� QRTGOQ� KP� «NQXGMQNLWDPQ

RQOQ«�

�����G�FTWIK�QFUVCXGM�PG�FQNQ«C�FTWIC«G��XGNLCLQ�RTCXPK�RTGFRKUK�Q�\TC«PK�RNQXDK�FTÐCX�RQIQFDGPKE�
\NCUVK�QDXG\PQUV�RTGFNQÐKVXG�RQFCVMQX�Q�RQNGVKJ�RTKUVQLPKO�PCF\QTPKO�UNWÐDCO��8UCM�PC«TV�RQNGVC�UG�OQTC
UMNKEGXCVK�PC�VC�URQTC\WO�

����7RQTCDC�XQLC{MKJ�\TC«PKJ�RNQXKN�LG�FQXQNLGPC�NG�X�UQINCULW�\�FTÐCXQ�RTGLGOPKEQ�

���¯NGP

7UMNCLGXCPLG�KP�EGNQVPQ�XQFGPLG

����<C�WUMNCLGXCPLG�KP�EGNQVPQ�XQFGPLG�TG{GXCNPKJ�CMEKL�KP�FCLCPLC�RQOQ«K�UQ�X�XUGJ�RTKOGTKJ�pristojni
QTICPK�FTÐCXG�RTGLGOPKEG�

����0CNQIG�UG�FCLGLQ�K\MNLW«PQ�XQFLGO�TG{GXCNPKJ�GMKR�FTÐCXG�RQ{KNLCVGNLKEG��MK�UXQLG�RQFTGLGPQ�QUGDLG
UG\PCPKLQ�U�RQFTQDPQUVOK�RTK�K\XCLCPLW�

���� 1TICPK� FTÐCXG� RTGLGOPKEG� OQTCLQ� TG{GXCNPKO� GMKRCO� CNK� RQUCOG\PKO� TG{GXCNEGO� FTÐCXG
RQ{KNLCVGNLKEG�\CIQVQXKVK�\C{«KVQ�KP�RQOQ«�

����¯NGP

5VTQ{MK�RQOQ¯K

���� &TÐCXC� RQ{KNLCVGNLKEC� PKOC� RTCXKEG� QF� FTÐCXG� RTGLGOPKEG� \CJVGXCVK� RQXTC«KNC� UVTQ{MQX� \C� FCPQ
RQOQ«��6Q�XGNLC�VWFK�\C�UVTQ{MG��MK�DK�PCUVCNK�\CTCFK�RQTCDG��RQ{MQFDG�CNK�K\IWDG�QRTGOG�

���� 1D� EGNQVPGO� CNK� FGNPGO� RQXTC«KNW� UVTQ{MQX�� PCUVCNKJ� RTK� FCLCPLW� RQOQ«K�� PG� XGNLCLQ� FQNQ«KNC
RTXGIC�QFUVCXMC��&TÐCXC�RQ{KNLCVGNLKEC�RTGLOG�RTGFPQUVPQ�RQXTC«KNQ�

����5VTQ{MG�RQOQ«K�HK\K«PKJ� KP�RTCXPKJ�QUGD��MK� LKJ�FTÐCXC�RQ{KNLCVGNLKEC�PC�RTQ{PLQ�\IQNL�RQUTGFWLG�
MTKLG�FTÐCXC�RTGLGOPKEC�

���� �G� UQ� TG{GXCNPG� GMKRG� CNK� RQUCOG\PK� TG{GXCNEK� FTÐCXG� RQ{KNLCVGNLKEG� RQTCDKNK� \CNQIG�� MK� UQ� LKJ
RTKRGNLCNK� U� UGDQL�� MTKLG� UVTQ{MG� \C� PLKJQXQ� QUMTDQ�� PCOGUVKVGX� VGT� OCVGTKCN� \C� NCUVPG� RQVTGDG� FQ� MQPEC
K\XCLCPLC�RQOQ«K�FTÐCXC�RTGLGOPKEC��2Q�RQVTGDK�RTGLOGLQ�NQIKUVK«PQ�KP�OGFKEKPUMQ�RQOQ«�

����¯NGP

1F{MQFPKPG�KP�PCFQOGUVKNC

����&TÐCXK�RQIQFDGPKEK�UG�QFRQXGFWLGVC�XUGO�RTCXKECO�FQ�QF{MQFPKPG�FTWIG�FTÐCXG�RQIQFDGPKEG�CNK
PLGPKJ�TG{GXCNEGX�\C�

C� {MQFQ� PC� RTGOQÐGPLW�� MK� LQ� LG� TG{GXCNGE� FTWIG� FTÐCXG� RQIQFDGPKEG� RQX\TQ«KN� OGF
QRTCXNLCPLGO�UXQLG�PCNQIG�

D� {MQFQ�� MK� K\XKTC� K\� VGNGUPG� RQ{MQFDG�� QMXCTG� \FTCXLC� CNK� UOTVK� TG{GXCNEC� OGF� QRTCXNLCPLGO
PCNQIG�

���� �G� TG{GXCNGE� K\� FTÐCXG� RQ{KNLCVGNLKEG� OGF� QRTCXNLCPLGO� UXQLG� PCNQIG� PC� QDOQ«LW� FTÐCXG
RTGLGOPKEG� RQX\TQ«K� {MQFQ� VTGVLGOW�� LCO«K� \C� PCUVCNQ� {MQFQ� FTÐCXC� RTGLGOPKEC� X� UMNCFW� U� RTGFRKUK�� MK
XGNLCLQ�X�RTKOGTKJ��MQ�{MQFQ�RQX\TQ«K�NCUVPK�TG{GXCNGE��&TÐCXC�RTGLGOPKEC��MK�PCFQOGUVK�PCUVCNQ�{MQFQ��PG
OQTG�WXGNLCXNLCVK�PCFQOGUVKNC�RTK�FTÐCXK�RQ{KNLCVGNLKEK�CNK�PLGPKJ�TG{GXCNEKJ�

����1TICPK� FTÐCX� RQIQFDGPKE� VGUPQ� UQFGNWLGLQ�� FC� DK� QNCL{CNK� WTGLCPLG� \CJVGXMQX� \C� QF{MQFPKPG� KP
PCFQOGUVKNC��<NCUVK�UK�K\OGPLWLGLQ�XUG�FQUVQRPG�KPHQTOCEKLG�Q�{MQFPKJ�RTKOGTKJ�X�UOKUNW�VGIC�«NGPC�

����¯NGP

2QFRQTC�KP�XTC¯CPLG�TG{GXCNEGX�KP�GXCMWKTCPEGX
����1UGDG��MK�UQ�OGF�MCVCUVTQHQ�CNK�VGÐMQ�PGUTG«Q�RTK{NG�MQV�TG{GXCNEK�CNK�GXCMWKTCPEK�K\�GPG�X�FTWIQ

FTÐCXQ� RQIQFDGPKEQ�� RTGLGOCLQ� X� «CUW� FQ� UXQLG� RTXG� OQÐPG� XTPKVXG� XUQ� RQVTGDPQ� QUMTDQ� KP� RQOQ«�
5VTQ{MG� RQFRQTG� KP� XTPKVXG� VGJ� QUGD� MTKLG� FTÐCXC�� K\� MCVGTG� RTKJCLCLQ�� X� MQNKMQT� PKUQ� FTÐCXNLCPK� FTWIG
FTÐCXG�RQIQFDGPKEG�
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���� &TÐCXK� RQIQFDGPKEK� OQTCVC� QOQIQ«KVK� XTPKVGX� XUGO� VKUVKO� QUGDCO�� MK� UQ� MQV� TG{GXCNEK� CNK
GXCMWKTCPEK�RTK{NG�K\�GPG�FTÐCXG�RQIQFDGPKEG�X�FTWIQ���G�UQ�OGF�PLKOK�QUGDG��MK�PKUQ�FTÐCXNLCPK�FTÐCXG
RQIQFDGPKEG��X�MCVGTQ�UG�XTC«CLQ��\CPLG�{G�PCRTGL�XGNLC�UVCVWU�VWLEC��MK�UQ�IC�KOGNG�RTGF�RTGUVQRQO�FTÐCXPG
OGLG�

����¯NGP

&TWIG�QDNKMG�UQFGNQXCPLC

���� 5QFGNQXCPLG� QTICPQX�� PCXGFGPKJ� X� ���«NGPW�� RQVGMC� X� UMNCFW� U� RTCXPKOK� RTGFRKUK�� MK� XGNLCLQ� X
FTÐCXCJ�RQIQFDGPKECJ��KP�UKEGT�RTGFXUGO�\�PCOGPQO

C� FCLCPLC�RQOQ«K�
D� RTGRTG«GXCPLC� KP�QFRTCXNLCPLC�RQUNGFKE�MCVCUVTQH�CNK� VGÐMKJ�PGUTG«�� VCMQ�FC�UK� K\OGPLWLGLQ�XUG

MQTKUVPG� \PCPUVXGPQ~VGJPK«PG� RQFCVMG�� RTKTGLCLQ� RQUXGVQXCPLC� VGT� QTICPK\KTCLQ� TC\KUMQXCNPG
RTQITCOG��UVTQMQXPC�RTGFCXCPLC�KP�XCLG�TG{GXCNPKJ�GMKR�PC�Q\GONLW�FTÐCX�RQIQFDGPKE�

E� K\OGPLCXG�KPHQTOCEKL�Q��PGXCTPQUVKJ�KP�{MQFK��MK�NCJMQ�RTK\CFGPGLQ�VWFK�Q\GONLG�FTWIG�FTÐCXG
RQIQFDGPKEG�� QDQLGUVTCPUMQ� QDXG{«CPLG� XMNLW«WLG� VWFK� RTGXGPVKXPQ� RQ{KNLCPLG� TG\WNVCVQX
OGTKVGX�

���� <C� UMWRPG� XCLG�� MK� UG� LKJ� TG{GXCNPG� GMKRG� CNK� RQUCOG\PK� TG{GXCNEK� GPG� FTÐCXG� RQIQFDGPKEG
WFGNGÐWLGLQ�PC�Q\GONLW�FTWIG��UOKUGNPQ�XGNLCLQ�FQNQ«KNC�VGIC�URQTC\WOC�

����¯NGP

6GNGMQOWPKMCEKLUMG�\XG\G

2TKUVQLPK�QTICPK�FTÐCX�RQIQFDGPKE�URTGLOGLQ�RQVTGDPG�UMWRPG�WMTGRG�\C�\CIQVQXKVGX�VGNGHQPUMKJ�KP�{G
RQUGDGL�TCFKLUMKJ�\XG\�OGF�QTICPK��PCXGFGPKOK�X����«NGPW��OGF�RTKUVQLPKOK�QTICPK�KP�TG{GXCNPKOK�GMKRCOK
FTÐCXG� RQ{KNLCVGNLKEG�� OGF� RQUCOG\PKOK� TG{GXCNPKOK� GMKRCOK� KP� OGF� TG{GXCNPKOK� GMKRCOK� FTÐCXG
RQ{KNLCVGNLKEG�KP�XQFUVXQO�TG{GXCNPG�CMEKLG�

����¯NGP

4G{GXCPLG�PGUQINCUKL

0GUQINCULC� X� \XG\K� \� WRQTCDQ� FQNQ«KN� VGIC� URQTC\WOC�� MK� LKJ� RTKUVQLPKO� QTICPQO�� PCXGFGPKO� X
���«NGPW��PG�WURG�QFRTCXKVK�PGRQUTGFPQ��UG�TC\TG{WLGLQ�RQ�FKRNQOCVUMK�RQVK�

����¯NGP

1FRQXGF

6C� URQTC\WO�UG� NCJMQ�MCFCT� MQNK� QFRQXG�RKUPQ�RQ�FKRNQOCVUMK� RQVK�� URQTC\WO�RTGPGJC�XGNLCVK� {GUV
OGUGEGX�RQ�RTKURGVLW�QFRQXGFK�

����¯NGP

&TWIG�RQIQFDGPG�FQNQ¯DG

1DUVQLG«G�RQIQFDGPG�FQNQ«DG�OGF�FTÐCXCOC�RQIQFDGPKECOC�QUVCLCLQ�PGURTGOGPLGPG�

����¯NGP

<C¯GVGM�XCNLCXPQUVK

6C�URQTC\WO�\C«PG�XGNLCVK�RTXGIC�FPG�VTGVLGIC�OGUGEC��MK�UNGFK�OGUGEW��MQ�FTÐCXK�RQIQFDGPKEK�RKUPQ
RQ� FKRNQOCVUMK� RQVK� FTWIC� FTWIQ� QDXGUVKVC�� FC� K\RQNPLWLGVC� XUG� PQVTCPLGRTCXPG� RQIQLG� \C� \C«GVGM
XGNLCXPQUVK�URQTC\WOC�

5'56#8.,'01�X�.LWDNLCPK�FPG�����8+������X�FXGJ�K\XKTPKMKJ�X�UNQXGPUMGO�KP�PGO{MGO�LG\KMW��RTK
«GOGT�UVC�DGUGFKNK�GPCMQ�XGTQFQUVQLPK�

<C�8NCFQ�4GRWDNKMG�#XUVTKLG�
&T��9GTPGT�(CUUNCDGPF

<C�8NCFQ�4GRWDNKMG�5NQXGPKLG�
,GNEQ�-CEKP

Die Mitteilungen gemäß Art. 18 des Abkommens wurden am 16. Juni 1997 bzw. 21. April 1998
abgegeben; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 18 mit 1. Juli 1998 in Kraft.

Klima


